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Geschäftsprüfungen bei den Gerichten 
und Staatsanwaltschaften

Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz 
und für Europa und Verbraucherschutz

Vom 8. August 2016
(1401-I.2)

1 Allgemeines

1.1 Die Leiterinnen und Leiter der Gerichte und Staatsanwalt-
schaften (Dienststellen) haben im Rahmen ihrer Dienst-
aufsicht die ständige Aufgabe, unter Berücksichtigung der 
bestehenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften Ar-
beitsweise und Arbeitsergebnisse der Dienststelle unter 
Nutzung regelmäßiger Datenerfassung (zum Beispiel 
Justizgeschäftsstatistik, Personalübersicht, Abwesenheits-
statistik) in Zielsetzung, Planung, Realisierung und Kon-
trolle begleitend zu beobachten und gegebenenfalls in die 
Aufgabenerfüllung steuernd einzugreifen, Prioritäten 
festzulegen oder Ziele neu zu definieren.

1.2 Im Zusammenhang mit Nummer 1.1 sollen Geschäftsprü-
fungen

1.2.1 die zeitgerechte, ordnungsgemäße und gleichmäßige Be-
handlung der Geschäfte im richterlichen und im staatsan-
waltschaftlichen Dienst, bei den Rechtspflegerinnen und 
Rechtspflegern und bei den weiteren Bediensteten kon-
trollieren, soweit sie der Dienstaufsicht zugänglich ist,

1.2.2 den Organisationsaufbau und -ablauf, den Personalein- 
satz und den Personalbedarf, die Arbeitsbedingungen und 
den sinnvollen Einsatz der Arbeitsmittel überprüfen.

2 Geschäftsprüfung bei Gerichten und Staatsanwalt-
schaften

2.1 Jedes Gericht und jede Staatsanwaltschaft wird mindes- 
tens alle vier Jahre von der unmittelbar vorgesetzten 
Dienststelle geprüft (externe Geschäftsprüfung). Aus be-
sonderem Anlass erfolgt die Prüfung in einem kürzeren 
zeitlichen Abstand; in diesem Fall sind an Stelle einer 
umfassenden Prüfung auch Prüfungen einzelner Bereiche 
möglich. Die Präsidentinnen und Präsidenten der oberen 
Landesgerichte, soweit diese ihren Sitz im Land Branden-
burg haben, und die Generalstaatsanwältin oder der Ge-
neralstaatsanwalt prüfen in entsprechender Anwendung 
von Satz 1 und 2 und Nummern 2.3 bis 2.8 auch ihre 
eigene Dienststelle.

2.2 Neben den Prüfungen nach Nummer 2.1 sollen die Lei-
terinnen oder Leiter der Dienststellen mindestens einmal 
in zwei Jahren interne Geschäftsprüfungen bei den Be-
diensteten der Geschäftsstelle und der Kanzlei bezie-
hungsweise den Serviceeinheiten und Wachtmeistereien 
selbst durchführen.

2.3 Die Geschäftsprüfung hat sich insbesondere auf die aus 
den als Anlage 1 beigefügten Prüfungsschemata ersicht-
lichen Gegenstände zu erstrecken, soweit sie der Dienst-
aufsicht zugänglich sind.

2.4 Für die Durchführung der externen Geschäftsprüfungen 
nach Nummer 2.1 Satz 1 und 2 können fachkundige Be-
dienstete auch anderer Dienststellen hinzugezogen wer-
den, soweit hierüber Einvernehmen mit der ersuchten 
Dienststelle besteht. Die Prüferinnen und Prüfer sollen 
mindestens der Laufbahngruppe angehören, die sie prü-
fen. Die Durchführung der Prüfungen nach Nummer 2.2 
kann der Geschäftsleitung übertragen werden.

2.5 Den in der zu prüfenden Dienststelle tätigen Bediensteten 
ist Gelegenheit zu geben, sich auch während der Prüfungs-
zeit gegenüber den Prüferinnen und Prüfern zum Arbeits-
ablauf und zu den Arbeitsbedingungen zu äußern sowie 
Anregungen vorzubringen.

2.6 Unregelmäßigkeiten oder schwerwiegende Mängel sind 
der Leiterin oder dem Leiter der geprüften Dienststelle 
unverzüglich mitzuteilen.

2.7 Die Geschäftsprüfungen sollen mit einer Besprechung 
über das wesentliche Ergebnis der Prüfung abgeschlossen 
werden. Das wesentliche Prüfungsergebnis und das Er-
gebnis der Besprechung sind in Anlehnung an das Prü-
fungsschema in einer Niederschrift festzuhalten. Gegebe-
nenfalls sind Hinweise zur Verbesserung der Organisation 
zu geben und erhebliche Beanstandungen aufzuführen. 
Von einer namentlichen Benennung der Bediensteten ist 
abzusehen. Die Niederschrift soll in der Regel nicht spä-
ter als drei Monate nach dem Abschluss der Prüfung fer-
tiggestellt sein.

2.8 Ein Exemplar der Niederschrift über die Geschäftsprüfung 
nach Nummer 2.1 Satz 1 und 2 ist der Leiterin oder dem 
Leiter der geprüften Dienststelle zu übersenden. Die Er-
gebnisse der Prüfung sind den betroffenen Bediensteten 
durch die jeweils unmittelbaren Dienstvorgesetzten zur 
Kenntnis zu bringen. Die Behebung der Beanstandungen 
ist in der Regel durch die jeweiligen Dienstvorgesetzten 
zu überwachen.

2.9 Die Präsidentinnen und Präsidenten der oberen Landes-
gerichte und der Generalstaatsanwalt oder die General-
staatsanwältin berichten dem für Justiz zuständigen Mi-
nisterium jährlich bis zum 31. März zusammenfassend zu 
den in Anlage 2 aufgeführten Bereichen über das Ergeb-
nis der in ihrem Geschäftsbereich in dem jeweils voran-
gegangenen Kalenderjahr nach Nummer 2.1 durchge-
führten Geschäftsprüfungen. Dabei sind die sich aus einer 
Auswertung der Niederschriften ergebenden Feststel-
lungen von grundsätzlicher Bedeutung sowie die in Bezug 
darauf ergriffenen Maßnahmen, aufgegliedert nach den 
betroffenen Dienststellen, zu berichten und gegebenen-
falls Vorschläge für Maßnahmen des Ministeriums zu 
unterbreiten. Soweit sich keine Feststellungen von grund-
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2.1.2 Haushaltsüberwachung
2.1.3 Sachrechnungen
2.1.4 Inventarverzeichnis
2.1.5 Bibliothek
2.1.6 Dienstsiegel und -ausweise
2.1.7 Vorlage von Akten für Ausbildungs- und Prüfungs-

zwecke
2.1.8 Aussonderung von Akten
2.1.9 Eingaben und Dienstaufsichtsbeschwerden
2.1.10 Fundsachen
2.1.11 Beachtung der Gewahrsamssachenanweisung
2.2 Räumliche Zuordnung der Funktionseinheiten, Bildung 

und Organisationsform von Serviceeinheiten, Berück-
sichtigung von Publikumsinteressen

2.3 Ausstattung, Arbeitsbedingungen, räumliche Unterbrin-
gung, Erscheinungsbild

2.4 Datenschutz, Datensicherung
2.5 Technische Anlagen, Sicherung, Brandschutz

3 Richterliche Geschäfte
– Feststellungen über Eingänge, Verfahrensdauer, Er-

ledigungen und unerledigte Vorgänge, Aktenprüfung 
bei besonderem Anlass, z. B. lange Verfahrens- 
dauer

4 Rechtspflegergeschäfte und Aufgaben des gehobenen 
Dienstes einschließlich der Geschäfte der Bezirksrevi-
soren und Gerichtsvollzieherprüfungsbeamten
– Feststellungen über Eingänge, Verfahrensdauer, Er-

ledigungen und unerledigte Vorgänge, Aktenprüfung 
bei besonderem Anlass, z. B. lange Verfahrens- 
dauer

5 Geschäftsstelle und Schreibdienst bzw. Serviceeinheit
 Zu prüfen sind insbesondere:
5.1 Geschäftsanfall, Erledigung sowie unerledigte Vorgänge
5.2 Akten- und Registerführung, Namensverzeichnis
5.3 statistische Erfassung
5.4 Behandlung des Posteingangs
5.5 Fristenüberwachung
5.6 Kostenbehandlung
5.7 Fertigung von Schriftstücken
5.8 Ladung ehrenamtlicher Richter

 Bei den ordentlichen Gerichten sind zusätzlich zu prü-
fen: 

5.9 Mitteilungspflichten (MiZi, MiStra)

 In Strafsachen ist zusätzlich zu prüfen: 
5.10 Behandlung der Haftsachen und der Bewährungssachen

 In Grundbuchsachen sind zusätzlich zu prüfen:
5.11 Behandlung der Grundpfandrechtsbriefe
5.12 Führung der Eigentümerkartei

II. Staatsanwaltschaften

1 Aufbauorganisation
1.1 Personalbedarf, -bestand, -struktur, -einsatz
1.2 Geschäftsverteilung

sätzlicher Bedeutung ergeben haben, genügt die Mittei-
lung hierüber. In einem Anhang zu dem Bericht ist tabel-
larisch darzustellen, wann welche Prüfung nach Num-
mer 2.1 stattgefunden hat und wann die jeweilige Nieder-
schrift an die geprüfte Dienststelle übersandt wurde. Die 
nach Nummer 2.7 gefertigten Niederschriften sind grund-
sätzlich nicht zu überreichen.

3 Geschäftsprüfungen bei dem Anwaltsgericht und dem 
Anwaltsgerichtshof

 Die Durchführung der Geschäftsprüfungen bei dem An-
waltsgericht (§ 92 der Bundesrechtsanwaltsordnung) und 
dem Anwaltsgerichtshof (§ 100 der Bundesrechtsanwalts-
ordnung) wird der Präsidentin oder dem Präsidenten des 
Brandenburgischen Oberlandesgerichts übertragen. Die 
Nummern 2.3 bis 2.9 sind entsprechend anzuwenden.

4 Schlussvorschriften

4.1 Die in weiteren Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
bestimmten Prüfungsgeschäfte bleiben unberührt.

4.2 Diese Allgemeine Verfügung tritt am Tag nach der Ver-
öffentlichung im Justizministerialblatt für das Land Bran-
denburg in Kraft. Gleichzeitig tritt die Allgemeine Verfü-
gung des Ministers der Justiz und für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten vom 27. Oktober 1998 (JMBl. S. 127), 
die durch die Allgemeine Verfügung vom 25. Novem- 
ber 1999 (JMBl. S. 178) geändert worden ist, außer Kraft.

Potsdam, den 8. August 2016

Der Minister der Justiz
und für Europa und Verbraucherschutz

In Vertretung

Dr. Ronald Pienkny

Anlage 1
(zu Nummer 2.3)

Prüfungsschemata

I.  Gerichte

1 Aufbauorganisation
1.1 Personalbedarf, -bestand, -struktur, -einsatz
1.2 Geschäftsverteilung (nichtrichterlicher Dienst)

2 Ablauforganisation
2.1 Verwaltungssachen
 Zu prüfen sind insbesondere:
2.1.1 Personal-, General- und Sammelakten
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Anlage 2
(zu Nummer 2.9)

1 Aufbauorganisation
2 Ablauforganisation
3 Richterliche Geschäfte/Geschäfte der Staats- und Amtsan-

wälte
4 Rechtspflegergeschäfte und Aufgaben des gehobenen Diens-

tes einschließlich der Geschäfte der Bezirksrevisoren und 
Gerichtsvollzieherprüfungsbeamten

5 Geschäftsstelle und Schreibdienst bzw. Serviceeinheit

Anhang

Durchgeführte Geschäftsprüfungen im Geschäftsbereich des/ 
der _______________________

im Jahr ______

Geprüfte Dienst-
stelle

Prüfung durch-
geführt am

Niederschrift 
übersandt am

Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzieher (GVGA) 
und Gerichtsvollzieherordnung (GVO)

Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz 
und für Europa und Verbraucherschutz

zur Änderung 
der Allgemeinen Verfügung vom 22. Juli 2013 

Vom 19. August 2016
(2344-II.1)

I.

Die Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzieher (GVGA) und 
die Gerichtsvollzieherordnung (GVO) – Allgemeine Verfügung 
des Ministers der Justiz vom 22. Juli 2013 (JMBl. S. 79) – wird 
wie folgt geändert:

1.  Die Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzieher (GVGA) 
wird wie folgt geändert:

a) In § 38 Nummer 19 werden die Wörter „§ 155 der Kos- 
tenordnung (KostO)“ durch die Angabe „§ 89 GNotKG“ 
ersetzt. 

b) § 46 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 155 KostO“ 
durch die Angabe „§ 89 GNotKG“ ersetzt.

bb)  In Nummer 4 wird die Angabe „§ 68 Nummer 13“ 
durch die Angabe „§ 38 Nummer 13“ ersetzt.

2 Ablauforganisation
2.1 Verwaltungssachen
 Zu prüfen sind insbesondere:
2.1.1 Personal-, General- und Sammelakten
2.1.2 Haushaltsüberwachung
2.1.3 Sachrechnungen
2.1.4 Inventarverzeichnis
2.1.5 Bibliothek
2.1.6 Dienstsiegel und -ausweise
2.1.7 Vorlage von Akten für Ausbildungs- und Prüfungs-

zwecke
2.1.8 Aussonderung von Akten und Anbietung an das Lan-

deshauptarchiv
2.1.9 Eingaben und Dienstaufsichtsbeschwerden
2.1.10 Fundsachen
2.1.11 Beachtung der Gewahrsamssachenanweisung
2.2 Räumliche Zuordnung der Funktionseinheiten, Bildung 

und Organisationsform von Serviceeinheiten, Berück-
sichtigung von Publikumsinteressen

2.3 Ausstattung, Arbeitsbedingungen, räumliche Unterbrin-
gung, Erscheinungsbild

2.4 Datenschutz, Datensicherung
2.5 Technische Anlagen, Sicherung, Brandschutz

3 Geschäfte der Staatsanwälte und Amtsanwälte
– Feststellungen über Eingänge, Verfahrensdauer, Er-

ledigungen und unerledigte Vorgänge, Aktenprüfung 
bei besonderem Anlass, z. B. lange Verfahrens- 
dauer

3.1 Ermittlungssachen
3.2 Vollstreckungs- und Gnadensachen
3.3 Mitteilungspflichten (MiStra, BeStra)

4 Rechtspflegergeschäfte und Aufgaben des gehobenen 
Dienstes 
– Feststellungen über Eingänge, Verfahrensdauer, Er-

ledigungen und unerledigte Vorgänge, Aktenprüfung 
bei besonderem Anlass, z. B. lange Verfahrens- 
dauer

4.1 Strafvollstreckungssachen 
4.2 Mitteilungspflichten (MiStra, BeStra)

5 Geschäftsstelle und Schreibdienst bzw. Serviceeinheit
 Zu prüfen sind insbesondere:
5.1 Geschäftsanfall, Erledigung sowie unerledigte Vorgänge
5.2 Akten- und Registerführung, Namensverzeichnis
5.3 statistische Erfassung
5.4 Behandlung des Posteingangs
5.5 Fristenüberwachung
5.6 Kostenbehandlung
5.7 Fertigung von Schriftstücken
5.8 Zentralregistersachen
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c) Die in der Gerichtsvollzieherordnung enthaltene Anlei-
tung zu dem Vordruck GV 4 Kassenbuch II sowie der 
Vordruck und die Schlusszusammenstellung erhalten die 
aus dem Anhang zu dieser Allgemeinen Verfügung er-
sichtliche Fassung. 

II. Inkrafttreten

Diese Allgemeine Verfügung tritt am 1. Oktober 2016 in Kraft. 

Potsdam, den 19. August 2016

Der Minister der Justiz
und für Europa und Verbraucherschutz

Stefan Ludwig

c) § 143 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „nach Vollzug der 
Eintragungsanordnung nach § 882c Absatz 1 Num-
mer 1, § 882d ZPO“ gestrichen.

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

2.  Die Gerichtsvollzieherordnung (GVO) wird wie folgt geän-
dert:

a) In § 7 Absatz 2 wird die Angabe „bis 714” durch die 
Angabe „bis 716” ersetzt.

b) Die in der Gerichtsvollzieherordnung enthaltenen An-
leitungen zu den Vordrucken GV 1 Dienstregister I und 
GV 2 Dienstregister II erhalten die aus dem Anhang zu 
dieser Allgemeinen Verfügung ersichtliche Fassung. 
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Angelegenheiten der Notarinnen und Notare

Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz
und für Europa und Verbraucherschutz 

zur Änderung
der Allgemeinen Verfügung vom 6. Mai 2014

Vom 26. August 2016
(3835-II.005)

I.

Die Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz über Ange-
legenheiten der Notarinnen und Notare vom 6. Mai 2014 (JMBl. 
S. 68), die zuletzt durch die Allgemeine Verfügung vom 31. Au-
gust 2015 (JMBl. S. 89) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. In Ziffer I Nummer 4 werden nach den Wörtern „Ziffer II 
Nummer 3“ die Wörter „Buchstabe a bis d und f bis m“ 
eingefügt.

2. Ziffer II wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 Buchstabe g wird das Wort „Anhörung“ 
durch das Wort „Anordnung“ ersetzt.

b) In Nummer 7 Satz 1 werden die Wörter „vom Datum 
des Benachrichtigungsschreibens an gerechnet“ durch 
die Wörter „ab Zugang des Benachrichtigungsschrei-
bens“ ersetzt.

II.

Diese Allgemeine Verfügung tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg in 
Kraft.

Potsdam, den 26. August 2016

Der Minister der Justiz
und für Europa und Verbraucherschutz

Stefan Ludwig

Einführung einheitlicher Vordrucke 
für die ordentliche Gerichtsbarkeit 

des Landes Brandenburg 
für Zivilprozesssachen I. Instanz 

– Amtsgericht/Landgericht – 
(ZP 400 bis ZP 499 und ZP 500 bis ZP 569)

Allgemeine Verfügung des Präsidenten 
des Brandenburgischen Oberlandesgerichts

Vom 31. August 2016
(1414-I.SH 1/2)

Die Allgemeine Verfügung vom 12. November 1996 (JMBl. 
S. 165), die zuletzt durch die Allgemeine Verfügung vom 25. Ja-
nuar 2013 (JMBl. S. 16) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

Die zur Verwendung durch die ordentlichen Gerichte des Landes 
Brandenburg in Zivilprozesssachen I. Instanz – Amtsgericht – 
empfohlenen Vordrucke ZP 400 bis ZP 499 werden aufgehoben.

Die Verwendung der im Fachverfahren forumSTAR-Text ent-
haltenen Vordrucke für Zivilprozesssachen des Amtsgerichts 
wird hiermit empfohlen.

Brandenburg an der Havel, den 31. August 2016

Der Präsident des
Brandenburgischen Oberlandesgerichts

Clavée
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Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz
und für Europa und Verbraucherschutz

Vom 17. August 2016

Folgender abhanden gekommener Dienstausweis wird hiermit 
für ungültig erklärt:

 Richterin am Amtsgericht Rita Franke, Dienstausweis-
Nr. 200 633, ausgestellt am 2. Januar 2013, gültig bis 31. De-
zember 2022.

Ich bitte alle Justizbehörden, insbesondere die Justizvollzugs-
anstalten, Vorkehrungen zu treffen, um eine missbräuchliche 
Benutzung des Ausweises zu verhindern. Feststellungen über 
den Verbleib des Ausweises sind umgehend dem Ministerium 
der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz  mitzuteilen.

Widerruf der Anerkennung als Gütestelle
im Sinne des § 794 Absatz 1 Nummer 1

der Zivilprozessordnung

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz
und für Europa und Verbraucherschutz

Vom 31. August 2016

Die Anerkennung von Herrn Frank Gerstmann als Gütestelle im 
Sinne des § 794 Absatz 1 Nummer 1 der Zivilprozessordnung 
wurde gemäß § 7 Absatz 2 Nummer 4 des Brandenburgischen 
Gütestellengesetzes widerrufen.

Bekanntmachungen

Ministerium der Justiz
und für Europa und Verbraucherschutz

Erreichung der Altersgrenze:

Regierungsbeschäftigter Rolf Wettstädt.

Ordentliche Gerichtsbarkeit

Gerichte

Ernannt:

zum Richter am Amtsgericht als weiterer aufsichtführender 
Richter: Richter am Oberlandesgericht Michael Friedrichs in 
Königs Wusterhausen; zur Justizoberamtsrätin: Justizamtsrä-
tinnen Marion Nowotnick und Daniela Beiler bei dem Oberlan-
desgericht; zur Justizoberinspektorin: Justizinspektorin Sylke 
Gerstmeier in Frankfurt (Oder); zur Justizamtsinspektorin/zum 
Justizamtsinspektor: Justizhauptsekretärin Kathrin Conrad und 
Justizhauptsekretär Stefan Müller bei dem Oberlandesgericht.

Amtsübertragung:

Justizamtsinspektorin – BesGr. A 9 m. AZ –: Justizamtsinspek-
torin Ute Deierling bei dem Oberlandesgericht.

Personalnachrichten

Notare

Beendigung des Amtes:

Notarin Gudrun Reich in Jüterbog.

Staatsanwaltschaften

Ernannt:

zum Justizoberinspektor: Justizinspektor Jens Kaden in Frank-
furt (Oder); zur Justizhauptsekretärin/zum Justizhauptsekre-
tär: Justizobersekretärin Renate Belke in Cottbus und Justiz- 
obersekretär Bernd Jäger in Frankfurt (Oder); zur Ersten  
Justizhauptwachtmeisterin: Justizhauptwachtmeisterin Sylvia 
Richter in Cottbus.

Amtsübertragung:

Justizamtsinspektorin – BesGr. A 9 m. AZ –: Justizamts- 
inspektorin Heike Bubner in Cottbus.

Ruhestand:

Staatsanwalt Wolfgang Becker in Frankfurt (Oder).
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Justizvollzugsanstalten

Ernannt:

zum Betriebsinspektor: Hauptwerkmeister Frank Taubert in 
Luckau-Duben. 

Ruhestand:

Justizvollzugshauptsekretär Gunnar Klotz und Abteilungs- 
schwester Carmen Görlich in Brandenburg an der Havel, Justiz-
vollzugshauptsekretär Wilfried Behrend in Cottbus-Dissenchen 
und Justizvollzugsamtsinspektor Wolfgang Posnien in Luckau-
Duben. 

Ministerium der Justiz 
und für Europa und Verbraucherschutz 

I.

Es wird – unter dem Vorbehalt der haushaltsrechtlichen Voraus-
setzungen – Bewerbungen für die folgende Stelle entgegenge-
sehen:

– bei dem Brandenburgischen Oberlandesgericht

 eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen  
Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht

 (Besoldungsgruppe R 3 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis- 
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Richterinnen 
und Richter, die bereits im Justizdienst des Landes Brandenburg 
beschäftigt sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. Oktober 2016 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz und für Europa und Verbrau-
cherschutz des Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-Allee 107, 
14473 Potsdam, zu richten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zur Feststellung einer hauptamtlichen 
oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst ein-
geholt wird.

Ausschreibungen

II.

Es wird – unter dem Vorbehalt der haushaltsrechtlichen Voraus-
setzungen – Bewerbungen für die folgende Stelle entgegenge-
sehen:

– bei dem Landgericht Frankfurt (Oder)

 eine Stelle für eine Vorsitzende Richterin oder einen  
Vorsitzenden Richter am Landgericht 

 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO),

– bei dem Amtsgericht Schwedt/Oder

 eine Stelle für eine Direktorin oder einen Direktor des 
Amtsgerichts 

 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis- 
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Da in den betreffenden Bereichen Frauen unterrepräsentiert sind, 
sind sie besonders aufgefordert, sich zu bewerben.

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Richterinnen 
und Richter, die bereits im Justizdienst des Landes Brandenburg 
beschäftigt sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. Oktober 2016 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz und für Europa und Verbrau-
cherschutz des Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-Allee 107, 
14473 Potsdam, zu richten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 



90 JMBl.

Bewerber eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zur Feststellung einer hauptamtlichen 
oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst ein-
geholt wird.

III.

Im Geschäftsbereich der Notarkammer des Landes Brandenburg 
sind 

drei Stellen
für eine Notarassessorin/einen Notarassessor

zu besetzen. Die Ausschreibung richtet sich in erster Linie an 
Bewerberinnen und Bewerber, die die zweite juristische Staats-
prüfung in den Prüfungsjahren 2015 bis 2016 abgelegt haben. 
Mindestens eine Staatsprüfung sollte mit der Note „vollbefrie-
digend“ oder besser bestanden worden sein. Schwerbehinderte 
Bewerberinnen und Bewerber werden bei gleicher Eignung 
bevorzugt berücksichtigt.

Einzelheiten zum Notaranwärterdienst sind in der Verordnung 
zur Regelung von Angelegenheiten auf dem Gebiet des No- 
tarwesens (Notarverordnung – NotV) vom 6. Januar 2015  
(GVBl. II Nr. 1) geregelt. 

Bewerbungen sind in dreifacher Ausfertigung an das Ministeri-
um der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz des Landes 
Brandenburg, Abteilung II, Heinrich-Mann-Allee 107, 
14473 Potsdam, zu richten und müssen bis zum 14. Okto- 
ber 2016 eingegangen sein. Sie haben die in Abschnitt II Num-
mer 3 Buchstabe a bis d und f bis m der Allgemeinen Verfügung 
des Ministers der Justiz über Angelegenheiten der Notarinnen 
und Notare (AVNot) vom 6. Mai 2014 (JMBl. S. 68), die zuletzt 
durch die Allgemeine Verfügung vom 31. August 2015 (JMBl. 
S. 89) geändert worden ist, vorgesehenen Angaben zu enthal-
ten. 

Weitere Auskünfte erteilt Herr Dr. Olizeg (Tel.: 0331 866-3231).
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